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Ende 2003 bündelten sich alle großen politischen Entscheidungen im
Vermittlungsausschuß. Was üblicherweise über ein halbes Jahr verstreut

die politischen Gremien beschäftigt, wurde in wenigen Tagen vor
Weihnachten entschieden – eine Garantie für schlechte

Ergebnisse und für politisches Desinteresse
in der Bevölkerung, die angesichts

der Vielzahl von Themen
den Überblick
längst verloren

hat. 

Zu wenig Zeit

Eine weitere Folge
dieser Themenbün-

delung ist, daß zu
wenig Zeit blieb für

die Vorbereitungen
weiterer Reformen.

Kaum ein Politiker
dachte über das Mam-

mut-Vermitt lungsver-
fahren hinaus, eine Re-

formagenda für 2004
wurde mit Ausnahme der

Steuerdiskussion nicht
erkennbar. 

Großer Reformbedarf

Dabei besteht weiterhin großer
Reformbedarf. Erst ein Bruchteil

des Notwendigen ist tatsächlich
geschehen. Hoffen wir deshalb, daß auch 2004 zu einem Reformjahr für
Deutschland wird! 

Doch nicht nur den Politikern möchten wir viel Erfolg im neuen Jahr wün-
schen, sondern auch allen Lesern des Blickpunkt Marktwirtschaft: Möge
2004 für Sie ein glückliches Jahr werden!

Mit besten Grüßen

Blickpunkt
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Reformkalender2004

Dringend erledigen: Flexibilisierung des Arbeitsmarktes

Reform des Föderalismus

 Gesundheitssystem 
zukunftsfähig machenPolitiker: Mehr Mut zu Reformen!

Es bleibt viel zu tun

Dez/Jan

Blickwinkel
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2 Zur Situation in Deutschland heute Augenblick

Mit dem Reformpaket, das im
Vermittlungsausschuß beschlossen
wurde, ging das von Kanzler Schrö-
der zum Reformjahr erklärte Jahr
2003 politisch zu Ende. Für den
Kanzler war die gesetzliche Umset-
zung seiner Agenda 2010 ein politi-
scher Kraftakt, der mit hohem per-
sönlichen Einsatz verbunden war.
Nach der ursprünglichen Planung
des Kanzlers sollte dann 2004 und
2005 das Gröbste erledigt sein, um
die SPD in Ruhe in die anstehenden
Kommunal-, Landtags- und Europa-
wahlen führen zu können.

Diese Rechnung wird jedoch nicht
aufgehen. Der erste Grund dafür liegt
im Ergebnis des Vermittlungsverfah-
rens selbst. Einige Fragen, wie z.B.
die Regelung der organisatorischen
Zuständigkeit für Langzeitarbeitslose
zwischen Arbeitsämtern und kom-
munalen Sozialämtern, wurden de
facto in das neue Jahr verschoben. 

Andere Fragen wurden nur proviso-
risch gelöst. So bleibt die Reform der
Kommunalfinanzen auf der Tages-
ordnung. Die Rückführung der Ge-
werbesteuerumlage auf das Niveau
von 2000 verändert nichts an den
Strukturproblemen, die bereits 2000
bestanden. 

Der zweite Grund liegt darin, daß
wichtige Fragen in der Agenda 2010
noch ausgespart waren. Ein erstes
Beispiel sind die Sozialversicherun-
gen. Zwar wurden erste Schritte in
den großen Versicherungszweigen
Kranken- und Rentenversicherung
gemacht. Die entscheidende Renten-
reform steckt jedoch noch im parla-
mentarischen Verfahren, für den Sys-
temwechsel bei der Finanzierung der
gesetzlichen Krankenversicherung
gibt es noch nicht einmal einen kon-
kreten Zeitplan. Auch die Reformen
in den beiden kleineren Zweigen Pfle-
geversicherung und gesetzliche Un-
fallversicherung liegen noch vor uns. 

Ein zweites Beispiel ist das Steuer-
recht. Die Steuerentlastungen der
letzten Jahre waren richtig und wich-
tig. Sie wurden aber nicht zu einer
deutlichen Vereinfachung des Steu-
errechts genutzt. Zuletzt haben sich
Union und Regierungsparteien ge-

genseitig bei der Abschaffung von
Steuersubventionen blockiert. Nun
muß aus den verschiedenen steuer-
politischen Reforminitiativen der letz-
ten Jahre, die mit den Namen Gun-
nar Uldall, Peter Bareis, Hermann
Otto Solms, Christine Scheel, Paul
Kirchhof und Friedrich Merz verbun-
den sind, ein mehrheitsfähiges politi-
sches Konzept erarbeitet werden.
Außerdem steht die Umsetzung des
zu erwartenden Verfassungsge-
richtsurteils zur Erbschaftsteuer an,
das voraussichtlich auch Auswirkun-
gen auf die Grundsteuer haben wird. 

Das vielleicht wichtigste Beispiel ist
jedoch die Föderalismus-Reform,
die eine von Bundestag und Bun-
desrat eingesetzte Reformkom-
mission bis Herbst 2004 erarbeiten
soll. Mit ihr sollen die Verantwort-
lichkeiten im deutschen Föderalis-
mus wieder klar zugeordnet wer-
den, sowohl bei der Gesetzgebung
und den Rechtsverordnungen als
auch in der Finanzverfassung. 

Die hier nur grob skizzierte Agenda
für 2004 zeigt, daß auch dieses Jahr
ein Reformjahr werden muß. Alles
andere wäre auch sehr erstaunlich,
wenn man den Zustand der deut-
schen Volkswirtschaft betrachtet.
Wachsende Staatsverschuldung,
drei Jahre ohne nennenswertes
Wachstum und 4,3 Millionen Ar-
beitslose erlauben – Wahlen hin
oder her – keine Reformpause. 

Lüder Gerken, Vorstand der Stif-
tung Marktwirtschaft

Auf ein Neues!
Ein Neujahrswunsch 
an Bock und Gärtner

Die Ergebnisse des Vermittlungsaus-
schusses waren Thema des Gast-
kommentars von Lüder Gerken. Da-
rin äußerte er die Hoffnung, daß die
Föderalismuskommission eine kla-
rere Kompetenzzuordnung zwischen
den föderalen Ebenen entwickeln
werde (20.12.2003).

Kompromisse reichen nicht aus

Dr. Gerhard Schick, Föderalismusex-
perte der Stiftung Marktwirtschaft,
bemängelte in einem Live-Interview
beim Fernsehsender CNBC, daß die
im Vermittlungsausschuß gefunde-
nen Kompromisse nicht ausreichten
(19.12.2003).

Reformpartei CDU?

Eine klare ordnungspolitische Strate-
gie wünschte sich Lüder Gerken in
seinem Gastkommentar von der
CDU. Die aktuellen, oft widersprüch-
lichen Aussagen versteht er als Aus-
druck eines Suchprozesses. Er hofft,
daß dieser in ein konsistentes Pro-
gramm münden werde, in dem der
Bürger und nicht Partikularinteressen
im Mittelpunkt stehen (27.11.2003).

Interview zum Stabilitätspakt

Als falsches Signal wertete der
Vorstand der Stiftung in einem In-
terview mit dem Kölner Domradio
das Aufweichen des Stabilitätspak-
tes (25.11.2003).

Mehr Reformmut!

Für mehr Reformmut in allen staat-
lichen Bereichen plädierte Lüder
Gerken im Interview mit Ulf Tietge,
Business in Baden (Heft 11/2003).

Seitenblick
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Drei-Säulen-Modell 
als bessere Alternative

„Business in Baden“ berichtete über
das Drei-Säulen-Modell des Kron-
berger Kreises für eine Neuordnung
der kommunalen Finanzen. Chefre-
dakteur Ulf Tietge zitierte Lüder Ger-
ken, die Gemeinden könnten weder
über die Verwendung noch über die
Höhe ihrer Einnahmen wirklich frei
entscheiden – „ordnungspolitisch
ein Unding.“ Zukunftsweisender sei
da das Modell des Kronberger Krei-
ses, so Business in Baden: „So wäre
jede Gemeinde erstmals wirklich auf
sich gestellt.“ Das Modell stelle einen
Kompromiß dar, der besser sei als
jedes Verbandsmodell, weil es die
kommunale Demokratie stärke, so
Gerken (Januar-Heft, 19.12.2003).

Finanzierungsstruktur
ist zu komplex

In seinem Gastkommentar kritisierte
Lüder Gerken, daß mittlerweile kein
Bürger mehr überschauen könne,
wieviel Steuern er an seine Gemein-
de abführe, weil die Finanzierungs-
struktur viel zu kompliziert sei. Als
Lösung plädierte er für das 3-Säu-
len-Modell des Kronberger Kreises:
Es würde die Finanzierung der Kom-
munen deutlich vereinfachen und
den Städten mehr finanzielle Au-
tonomie ermöglichen (25.11.2003).

Seitenblick

Ein Reformfahrplan, mit dem der Vor-
schlag des Kronberger Kreises zur
Reform der Gemeindesteuern poli-
tisch umgesetzt werden könnte,
zeichnete sich beim Fachgespräch
Kommunalfinanzen von Stiftung
Marktwirtschaft und Bertelsmann Stif-
tung am 5. November im Reichs-
tagsgebäude ab: Nach der Reform
der Gewerbesteuer, die im Vermitt-
lungsausschuß Ende Dezember aus-
geklammert wurde und damit weiter
auf der Tagesordnung steht, könnte
noch in dieser Legislaturperiode in ei-
nem zweiten Schritt die Grundsteuer
reformiert werden. Prof. Dr. Johann
Eekhoff (Kronberger Kreis) mahnte die
Politik, dabei nicht wieder auf das
Verfassungsgericht zu warten, son-
dern selbst aktiv zu werden. Als drit-
ter Schritt wären die kommunalen An-
teile an der Einkommensteuer in eine
eigenständige kommunale Bürger-
steuer umzuwandeln.

Erster Schritt ist am schwersten

Am schwierigsten dürfte in diesem
Reformprozeß der erste Schritt sein.
Denn nach wie vor sperren sich die
Wirtschaftsverbände gegen eine
wertschöpfungsori-
entierte kommunale
Wirtschaftssteuer,
wie sie der Kronber-
ger Kreis vorschlägt.
Sie fürchten eine ge-
w innunabhäng ige
Besteuerung der Un-
ternehmen. Doch der
klare Vorteil einer
wertschöpfungsori-
entierten Steuer wäre
die Verstetigung der
kommunalen Steuer-

einnahmen. Davon würde auch die
Wirtschaft profitieren, weil die Kom-
munen langfristiger investieren könn-
ten. 

Bei den Kommunen, die lange Zeit die
vom Kronberger Kreis empfohlene
Bürgersteuer aus Angst vor einem in-
tensiveren interkommunalen Wettbe-
werb um Bürger abgelehnt hatten, war
auf dem Fachgespräch Bewegung zu
erkennen: Oberbürgermeister Dr. Die-
ter Salomon aus Freiburg machte
ebenso wie der Vertreter des Städte-
und Gemeindebundes, Ulrich Mohn,
und die kommunalpolitischen Spre-
cher der Bundestagsfraktionen, Bernd
Schelen (SPD), Peter Götz (CDU/CSU)
und Kerstin Andreae (Bündnis 90/Die
Grünen) klar: „Die Kommunen sind be-
reit, in den Wettbewerb zu gehen.“ Ein
ermutigendes Signal. 

Deutlich wurde beim Fachgespräch,
daß der Vorschlag des Kronberger
Kreises – und auch das vergleichbare
Modell der Bertelsmann Stiftung – ei-
nen wichtigen ersten Schritt für die
Entflechtung der föderalen Finanzver-
fassung darstellt. Denn durch die Ab-
schaffung der Gewerbesteuerumlage

sowie der Einkommen-
und Umsatzsteueran-
teile der Kommunen
würde sich auch bei
Bund und Ländern der
Anteil der Verbundsteu-
ern reduzieren. Lüder
Gerken ermutigte des-
halb auch die Politik:
„Wir sollten die Kom-
munalfinanzreform nut-
zen, um das Dickicht
der föderalen Finanz-
verfassung zu lichten.“

Drei Schritte zu
„guten Gemeindesteuern“

Fachgespräch im Reichstagsgebäude: Prof. Dr. Manfred J.M. Neumann (Kronberger
Kreis), Dr. habil. Lüder Gerken (Stiftung Marktwirtschaft), Prof. Dr. Marga Pröhl (Bertels-
mann Stiftung) und Prof. Dr. Johann Eekhoff (Kronberger Kreis) (von links nach rechts).

Nahm Stellung: Dr. Dieter Sa-
lomon, OB der Stadt Freiburg.

Kronberger Kreis-Studie:
Gute Gemeindesteuern

Juergen B. Donges, Johann Eek-
hoff, Wolfgang Franz, Wernhard
Möschel, Manfred J.M. Neumann,
Olaf Sievert (Kronberger Kreis):
Gute Gemeindesteuern. Studien
des Kronberger Kreises Nr. 40.
Berlin: Stiftung Marktwirtschaft.
2003. 

ISBN 3-89015-093-4 
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Ökonomen für deutschen 
Wettbewerbsföderalismus

Karen Horn berichtete über die ge-
meinsame Erklärung der Stiftungsal-
lianz von Bertelsmann Stiftung, Lud-
wig-Erhard-Stiftung, Stiftung Markt-
wirtschaft und den parteinahen Stif-
tungen: „Die großen deutschen Stif-
tungen rufen die Föderalismuskom-
mission zu beherzten Korrekturen an
der bundesstaatlichen Ordnung
Deutschlands auf.“ Anzustreben sei-
en eine klare Zurechenbarkeit poli-
tischer Verantwortung, Transparenz
politischer Entscheidungen und bes-
sere Beteiligungsmöglichkeiten auf
allen Ebenen (17.10.2003).

Auch in einem weiteren Beitrag wies
die FAZ-Journalistin darauf hin, daß
die Stiftungsallianz grundlegende
Reformen des Föderalismus anmah-
ne (27.11.2003).

Kritik am Föderalismus

Sven Afhüppe und Hans Jakob
Ginsburg beklagten in ihrem Beitrag
„Berliner Wirrwarr“ den Zustand des
deutschen Föderalismus. Der Bun-
desrat sei zu einer Nebenregierung
geworden, die Bundesrepublik zu
einem pseudoföderalen Staat. Zi-
tiert wurde darin Dr. Gerhard Schick,
Föderalismus-Experte der Stiftung
Marktwirtschaft, mit einer Kritik am
Länderfinanzausgleich: „Die Gleich-
macherei schadet dem ganzen
Land, weil wirtschaftlicher Erfolg
nicht belohnt wird.“ (9.10.2003).

Mehr Autonomie für die Länder

Im Interview mit Ines Pohl (Hessi-
sche/Niedersächsische Allgemeine)
beklagte der Vorstand der Stiftung
Marktwirtschaft, daß der Bundesrat
seit vielen Jahren von der Opposition
für Blockaden mißbraucht werde. Er
plädierte für mehr Autonomie der
Länder, sowohl bei der Gesetzge-
bung als auch bei den Steuer-
kompetenzen (7.11.2003).

Seitenblick Allianz der Stiftungen
Das Gefeilsche im Vermittlungsaus-
schuß vor Weihnachten hat es noch
einmal ganz deutlich gemacht: Damit
Reformen durchgesetzt werden kön-
nen und damit die Verantwortlichkei-
ten für politische Entscheidungen
wieder klar zugeordnet werden kön-
nen, bedarf es einer grundlegenden
Reform des deutschen Föderalismus.
Die Gefahr ist jedoch sehr groß, daß
die zu diesem Zweck gemeinsam von
Bundestag und Bundesrat eingesetz-
te „Kommission zur Reform der bun-
desstaatlichen Ordnung“ bei der
Verfassungsreform in eine ähnliche
Blockade gerät wie der Vermittlungs-
ausschuß bei der Tagespolitik. In die-
sem Fall sind nur Mini-Reformen zu
erwarten, die Deutschland nicht wei-
terbringen. 

Ein solches Ergebnis wird nur dann zu
vermeiden sein, wenn einerseits der
Druck auf die politischen Akteure sehr
groß ist, weil Bürger und Unter-
nehmen die Föderalismus-Reform als
zentrale politische Aufgabe einschät-
zen. Andererseits muß eine intensive
wissenschaftliche und gesellschaftli-
che Diskussion konkrete Wege zur
Reform des deutschen Föderalismus
aufzeigen. 

Um diese beiden Voraussetzungen
für die grundlegende Reform des
deutschen Föderalismus zu schaffen,
hat sich eine neue und in dieser Art
einmalige Allianz aus acht renom-
mierten Stiftungen gebildet. Neben
der Stiftung Marktwirtschaft sind die
Bertelsmann Stiftung und die Ludwig-
Erhard-Stiftung sowie alle politischen
Stiftungen, also die SPD-nahe
Friedrich-Ebert-Stiftung, die FDP-
nahe Friedrich-Naumann-Stiftung, die
CSU-nahe Hanns-Seidel-Stiftung, die
Bündnis 90/Die Grünen nahestehen-

de Heinrich-Böll-Stiftung und die
CDU-nahe Konrad-Adenauer-Stiftung
in dieser Allianz vertreten. In einer
ersten gemeinsamen Stellungnahme
wurde im Oktober 2003 die Politik u.a.
aufgefordert, den Arbeitsauftrag der
Kommission weit zu fassen und auch
die dringend notwendige Entflechtung
der Finanzverfassung aufzunehmen.

Aufforsten oder abholzen: 
Geld gibt’s immer
Wer in Baden-Württemberg seinen
Grund und Boden aufforstet, erhält
dafür Geld von Land und EU. Aber
auch wer abholzt, wird belohnt. Ein
Landesprogramm fördert alle, die
Grünflächen als Teil der „Kulturland-
schaft Baden-Württemberg“ anlegen
oder erhalten und z.B. unbewirt-
schaftete Flächen von Jungbaumbe-
stand befreien.

Die Idee für die Aufforstungsprämie
stammt ursprünglich aus Italien. Dort
will man die seit Römerzeiten kahlge-
schorenen Hügel wieder bewalden.
Nach bester EU-Tradition wurde die
Subvention gießkannenmäßig auf die
Mitgliedstaaten übertragen. Doch
der badische Schwarzwald hat diese
Förderung nicht nötig – im Gegenteil,
die Tourismusbranche beklagt schon
heute eine Überwucherung der
Berge und Täler. Nachdem sie sich
massiv über die Subvention be-
schwert hatte, erfand man im Ländle
als Gegenrezept die Abholzungs-
prämie. Das ist die hohe Schule der
Dialektik, der unsinnigen Suvention
setze man eine Antisubventions-
Subvention entgegen. Und die Syn-
these lautet: Geld gibt’s immer, zur
Freude der Landwirte und auf Kosten
des Steuerzahlers.

Dem Landwirt ist deshalb folgendes
zu raten. Erst den stillgelegten Acker
zuwuchern lassen, dann mähen, um
die Offenhaltungsprämie zu kassie-
ren, danach Bäume pflanzen, um
jährlich bis zu 500 Euro pro Hektar für
die Erstaufforstung einzustecken. Bis
die Bäume groß sind, hat die Politik
mit Sicherheit die nächste Prämie
erfunden.

Die unglaubliche
Geschichte

Stiftung Marktwirtschaft
Charlottenstr. 60
10117 Berlin
verantwortlich: Dr. habil.
Lüder Gerken
Redaktion: Dr. Katrin Schnettler
Tel.: (030) 206057-0
Fax: (030) 206057-57
www.stiftung-marktwirtschaft.de
info@stiftung-marktwirtschaft.de
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Nicht noch mehr Verschuldung

Als verantwortungslos beurteilte Lü-
der Gerken in seinem Gastkom-
mentar das Vorziehen der Steuerre-
form, wenn die Verschuldung noch
höher getrieben werde. Doch ebenso
verantwortungslos sei das Verhalten
der Opposition, eine Gegenfinanzie-
rung über den Abbau von Steuerpri-
vilegien zu torpedieren (18.10.2003).

Keine Ausbildungsplatzumlage

Der Vorstand der Stiftung Marktwirt-
schaft kritisierte im Gastkommentar
die Ausbildungsplatzabgabe als Ins-
trument des klassischen Umver-
teilungskampfes, das letztlich den
Lehrstellensuchenden mehr schade
als nutze (9.10.2003).

Opposition für radikale Reform

Die Süddeutsche Zeitung berichtete
über die Stellungnahme Gerkens vor
dem Haushaltsausschuß: „Bürger
und Unternehmen hemmt das Hin
und Her über die Höhe ihrer Steuer-
last in ihrer Zukunftsplanung: Lang-
fristige Konsumausgaben und Investi-
tionen unterbleiben.“ (8./9.10.2003).

Sachverständige gegen Kredite

Manfred Schäfers wies in seinem
Text zur Sachverständigenanhörung
auf die Stellungnahme von Lüder
Gerken hin. Dieser habe Zweifel ge-
äußert, daß das geplante Vorziehen
nennenswerte konjunkturelle Effekte
auslösen könne (9.10.2003).

Kritische Experten

Auch die Börsenzeitung berichtete
über die Kritik Gerkens bei der Sach-
verständigenanhörung: „Gerken be-
fürwortete das Vorziehen nur bei voll-
ständiger Finanzierung durch den
Abbau von Subventionen und bei
Privatisierungen.“ (9.10.2003).

Seitenblick

Eines der größten politischen Streit-
themen des vergangenen Quartals war
die Frage, ob die Steuerreformstufe
2005 vorgezogen werden sollte. Der
Vorstand der Stiftung Marktwirtschaft
plädierte bei einer Anhörung vor dem
Haushaltsausschuß des Deutschen
Bundestags am 8. Oktober 2003 für
mehr Kontinuität in der Steuerpolitik:
Zwar sei die Vorstellung falsch, mit
dem Vorziehen der Steuerreform das
Wirtschaftswachstum ankurbeln zu
können. Steuersenkungen brächten,
wenn überhaupt, nur geringfügige Ver-
besserungen: „Wir sind überzeugt da-
von, daß es einen nennenswerten kon-
junkturellen Effekt nicht geben wird.“

Nun müsse man aber die Ankündigung
umsetzen, um Verbraucher und Inves-
toren nicht noch mehr zu irritieren: „Die

Verunsicherung der Wirtschaft ist nicht
zuletzt darauf zurückzuführen, daß in
der Politik heute dieses und morgen
jenes beschlossen wird und daß nicht
sicher ist, daß das, was beschlossen
worden ist, auch tatsächlich umge-
setzt wird.“

Allerdings müsse, um eine noch größe-
re Neuverschuldung zu vermeiden, der
Einnahmenausfall vollständig gegenfi-
nanziert werden. Dazu gelte es zum
einen, die verschiedenen Vorschläge
zum Subventionsabbau durchzuset-
zen. Gerken mahnte in diesem Zusam-
menhang bei der Anhörung im Bun-
destag auch die Union, Kürzungen bei
Eigenheimzulage und Pendlerpau-
schale nicht zu blockieren. Zum ande-
ren müßten weitere Privatisierungs-
potentiale genutzt werden.

Als Sachverständiger 
vor dem Haushaltsausschuß

Die Ausbildungsabgabe ist kein Mittel,
um die Lehrstellenproblematik zu lösen,
so die Überzeugung der Stiftung Markt-
wirtschaft. Im Gegenteil wäre sie Gift für
den Arbeits- und Lehrstellenmarkt.

„Wenn man das Lehrstellenproblem lö-
sen will, muß man ganz woanders an-
setzen“, urteilt Lüder Gerken, Vorstand
der Stiftung Marktwirtschaft. Die Schaf-
fung von Lehrstellen lasse sich nicht
vom Staat diktieren. „Unternehmen bil-
den aus, wenn es für sie von Vorteil ist.
Wenn es zu wenige Lehrstellen gibt,
dann übersteigen die Kosten der
Ausbildung den Nutzen.“

Aus Sicht der Stiftung
Marktwirtschaft gibt es dafür
drei Hauptursachen: „Star-
ken Einfluß auf die Vorteils-
kalkulation der Unternehmen
hat die oft mangelnde Schul-
bildung der Jugendlichen.
Wer einem Lehrling erst das
Bruchrechnen beibringen
muß, überlegt sich zweimal,
ob er ihn einstellt.“ Zweitens,
so Gerken, passen die rigi-
den und vielfach veralteten
Ausbildungsordnungen nicht

mehr ins moderne Wirtschaftsleben.
„Hier benötigen wir sehr viel mehr
Flexibilität.“ Drittens sei die Aus-
bildungsvergütung oft zu hoch, zumal
zu Beginn einer Ausbildung. Auch hier
sei mehr Flexibilität notwendig.

Deshalb appelliert die Stiftung Markt-
wirtschaft: „Statt eine Strafumlage zu
verlangen, sollten sich die Gewerk-
schaften verantwortungsvoll verhalten.
Über die Festlegung der tariflichen
Ausbildungsvergütungen haben sie es
zu einem guten Teil selbst in der Hand,
wie viele Lehrstellen entstehen.“

Mehr Flexibilität
für die Ausbildung

Ausbildung in Deutschland: Die Stiftung Marktwirt-
schaft fordert mehr Flexibilität.
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Mut zum Wettbewerb

Damit Hartz wirkt!

Wider das Monopol

Nicht nur in der Kranken-, Pflege-
und Rentenversicherung, sondern
auch in der gesetzlichen Unfallver-
sicherung sind Reformen dringend
notwendig, urteilte Lüder Gerken in
einem Handelsblatt-Gastkommen-
tar. Die Monopolstellung der Be-
rufsgenossenschaften müsse auf-
gebrochen werden, um mehr Effi-
zienz und Kundenorientierung zu
erreichen. Die Aufgaben der Unfall-
versicherung erforderten kein ge-
setzliches Monopol (9.10.2003).

Berufsgenossenschaften
und Wettbewerb

„Das Monopol der Berufsgenos-
senschaften als Träger der gesetz-
lichen Unfallversicherung ist ökono-
mischer Unsinn“, mit dieser Aussa-
ge zitierte die FAZ Lüder Gerken
und Guido Raddatz. Der Satz
stammt aus dem Beitrag von Ger-
ken und Raddatz in der im No-
vember 2003 erschienenen Publi-
kation „Berufsgenossenschaften
und Wettbewerb“, die die Frank-
furter Allgemeine Zeitung in der Rei-
he „Neue Wirtschaftsbücher“ rezen-
sierte (8.12.2003).

Rot-Grün weitet
Entlastung der Statistik aus

Das Unternehmermagazin impulse
berichtete über die Analyse der ak-
tiven Arbeitsmarktpolitik, welche
die Stiftung Marktwirtschaft seit
zwei Jahren regelmäßig erstellt:
„Entgegen anders lautender Ver-
sprechen: Rot-Grün fährt die künst-
liche Beschäftigung weiter hoch“,
schrieb Impulse-Politikchef Christi-
an Plöger. Besonders bitter sei, daß
der Rückgang der Arbeitslosigkeit
im Oktober 2003 nach der Analyse
der Stiftung zu 80 % auf das Konto
staatlicher „Job-Politik“ gehe (Ja-
nuar-Heft, 22.12.2003).

Seitenblick

Trotz der politischen Umsetzung we-
sentlicher Teile des Hartz-Konzeptes
vor gut einem Jahr ist der erhoffte
Rückgang der Arbeitslosigkeit bisher
ausgeblieben. Gemessen an den Er-
wartungen, die seinerzeit von politi-
scher Seite geweckt wurden, können
die Auswirkungen der Hartz-Reform
bisher nur als ernüchternd bezeichnet
werden. Nimmt man jedoch den ei-
gentlichen Auftrag an die Hartz-Kom-
mission als Meßlatte, so ist diese Ent-
wicklung nicht besonders verwunder-
lich. Schließlich ging es im wesent-
lichen „nur“ um den Umbau der Bun-
desanstalt für Arbeit und um Maßnah-
men zur Steigerung der Effizienz der
Arbeitsvermittlung. 

Im Sommer 2003 versuchten die
Stiftung Marktwirtschaft und die
Hanns-Seidel-Stiftung auf einer ge-
meinsamen Fachtagung, eine erste
Bewertung der bisher umgesetzten
Reformmaßnahmen vorzunehmen und
den weiteren Reformbedarf für eine
umfassendere Beschäftigungspolitik

aufzuzeigen. Dabei wurde deutlich,
daß die Politik keinen Anlaß hat, sich
mit den bisher umgesetzten Maßnah-
men zufrieden zu geben. Weder kön-
nen die im Zuge der Hartz-Reform ein-
geführten arbeitsmarktpolitischen In-
strumente hinreichend überzeugen,
noch wurden die Strukturprobleme
des Arbeitsmarktes auch nur annä-
hernd gelöst. Hinzu kommt, daß in vie-
len Bereichen, die die Entwicklung des
Arbeitsmarktes zumindest indirekt
beeinflussen – beispielsweise das
Gesundheitssystem über die Lohn-
nebenkosten –, ebenfalls ein immenser
Reformbedarf besteht.

Die überarbeiteten und teilweise
erweiterten Beiträge der Experten aus
Wissenschaft, Politik und Praxis kön-
nen jetzt in einem Dokumentations-
band zur Tagung nachgelesen wer-
den. 

Guido Raddatz und Gerhard Schick
(Hrsg., 2003), Damit Hartz wirkt!, Ber-
lin: Stiftung Marktwirtschaft.

In der gesetzlichen Unfallversicherung
ist Wettbewerb bisher noch ein Fremd-
wort. Jedes Unternehmen ist bei der je-
weils zuständigen Berufsgenossen-
schaft Zwangsmitglied. Wechselmög-
lichkeiten zwischen verschiedenen Be-
rufsgenossenschaften oder Wahlmög-
lichkeiten über den Versicherungsum-
fang bestehen nicht. Neben betriebli-
chen Arbeitsunfällen umfaßt der Versi-
cherungsschutz auch Berufskrankhei-
ten und die sogenannten Wegeunfälle
auf dem Weg von und zur Arbeitsstätte. 

Im Gegensatz zu den übrigen Sozial-
versicherungszweigen spielt ein über
das Versicherungsprinzip hinausge-
hender Solidarausgleich in der gesetz-
lichen Unfallversicherung so gut wie
keine Rolle. Um so unverständlicher ist
die staatlich geschützte Monopol-
stellung der Berufsgenossenschaften. 

Die Stiftung Marktwirtschaft kritisierte
das berufsgenossenschaftliche Mo-
nopol im September auf einer ge-
meinsam mit der Wirtschaftspoliti-
schen Gesellschaft von 1947 durchge-
führten Diskussionsveranstaltung in
Frankfurt am Main. Inzwischen sind die
Beiträge der Referenten unter dem Titel

„Berufsgenossenschaften und Wettbe-
werb“ als Band 35 in der Reihe Kleine
Handbibliothek erschienen. 

Dr. habil. Lüder Gerken und Dr. Guido
Raddatz betonen in ihrem einleitenden
Beitrag, daß es keine überzeugenden
ökonomischen Gründe für die Mono-
polstellung der Berufsgenossenschaf-
ten gebe. Die Beiträge von Prof. Dr.
Volker Rieble und Dominik Jochums
(Universität Mannheim) sowie von Prof.
Dr. Richard Giesen (Universität Gießen)
beleuchten die juristische Seite des
Monopols und gehen insbesondere
der Frage seiner europarechtlichen
Kompatibilität nach.  

Angesichts der für Monopole typi-
schen Ineffizienzen sollte die Politik al-
lerdings nicht darauf warten, ob die ge-
setzliche Unfallversicherung mit dem
Europarecht vereinbar ist, sondern das
Wettbewerbsdefizit der Berufsgenos-
senschaften zum Wohle der betroffe-
nen Unternehmen und Arbeitnehmer
möglichst schnell beseitigen.

Stiftung Marktwirtschaft (Hrsg., 2003),
Berufsgenossenschaften und Wettbe-
werb, Berlin: Stiftung Marktwirtschaft.
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An Vorschlägen aus Wissenschaft und
Politik für eine Gesundheitsreform be-
steht wahrlich kein Mangel. Spä-
testens seit dem Bericht der Rürup-
Kommission ist die öffentliche Debatte
über den zukünftig zu beschreitenden
Weg voll entbrannt. Für Nicht-Gesund-
heitsökonomen stellt sich die Diskus-
sion allerdings reichlich verwirrend dar.
Denn bei dem im Vordergrund stehen-
den Begriffspaar „Bürgerversicherung
und Kopfpauschale“ handelt es sich
um emotionsgeladene, grob ver-
kürzende und damit inhaltlich unge-
naue Schlagworte, die von einer sach-
lichen Diskussion ablenken. Vor allem
vermischt diese Begriffsbildung zwei
Fragestellungen, die eigentlich nichts
miteinander zu tun haben. Erstens:
Welcher Personenkreis unterliegt der
Versicherungspflicht, alle Bürger oder
nur die Arbeitnehmer? Zweitens: Wie
sind die Versicherungsbeiträge ausge-
staltet, einkommensabhängig oder 
-unabhängig? Selbst in diesem engen
Raster stellen die beiden von der Rü-
rup-Kommission propagierten Modelle
nur einen unvollständigen Ausschnitt
der möglichen Alternativen dar. 

Die Analyse der Stiftung Marktwirt-
schaft (Argumente zu Marktwirtschaft
und Politik Nr. 79) zeigt, daß eine ein-
kommensabhängige Bürgerversiche-
rung keine geeignete Lösung für die
Probleme unseres Gesundheitssy-
stems wäre. Vor allem würde sie die
Lohnnebenkosten nicht von den auch
in Zukunft zu erwartenden überpropor-
tionalen Steigerungen der Gesund-

heitsausgaben abkoppeln. Positive
Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt
gegenüber dem Status quo sind höch-
stens in geringem Umfang zu erwarten.
In dieser Hinsicht ist das Kopfpau-
schalen-Modell deutlich überlegen. 

Keineswegs unsolidarisch

Anders als häufig fälschlicherweise be-
hauptet wird, sind pauschale, einkom-
mensunabhängige Beiträge auch kei-
neswegs unsolidarisch. Vielmehr findet
der soziale Ausgleich dort statt, wo er
hingehört: im Steuer-Transfer-System.
Aufgrund dieser Trennungsmöglichkeit
von Versicherungsleistung und Um-
verteilungskomponente ist es auch
unnötig, eine einheitliche Bürgerver-
sicherung einzuführen, die unweiger-
lich das Ende der Privaten Kranken-
vollversicherung bedeuten würde.
Denn trotz aller Kritik, die man dem
Wettbewerbsverständnis der privaten
Krankenversicherungen entgegenhal-
ten kann, liegt ihr unschätzbarer Vorteil
im Aufbau von Alterungsrückstellun-
gen. Diese wirken dem Beitragsanstieg
in der Zukunft entgegen. Daher ist die
Einführung von Alterungsrückstellun-
gen auch in der Gesetzlichen Kranken-
versicherung unerläßlich.

In den beiden von der Rürup-Kommis-
sion entwickelten Vorschlägen sucht
man Alterungsrückstellungen jedoch
vergeblich. Wie statt dessen ein opti-
males Krankenversicherungssystem
aussehen sollte, hat der Kronberger
Kreis aufgezeigt.

Im Begriffsdickicht der 
Gesundheitsdiskussion

Begriffsbestimmung

Das Hartmannbund-Magazin stellte
die Publikation „Im Dickicht der Ge-
sundheitsreform“ vor: „Die Veröffent-
lichung erklärt die diskutierten Re-
formvorschläge und bewertet sie
auch für Nicht-Gesundheitsöko-
nomen verständlich.“ (Heft 8/2003).

Weder Rürup noch Lauterbach

„Wer Bürgerversicherung und Kopf-
pauschale gegenüberstellt, vergleicht
Apfelsaft mit Birnenschnaps“, so
zitierte die Pharmazeutische Zeitung
die Stiftung Marktwirtschaft. Für eine
sachgerechte Diskussion müßten die
Fragen, welcher Personenkreis der
Versicherungspflicht unterliegt und
wie der Beitrag bemessen wird, ge-
trennt diskutiert werden (27.11.2003).

Verwirrende Worthülsen

Die Ärzte Zeitung zitierte die Kritik der
Stiftung Marktwirtschaft, in der De-
batte über eine Reform der Kranken-
versicherung herrsche heillose Be-
griffsverwirrung durch irreführende
Worthülsen (6.11.2003).

Mehr langfristiges Denken

Die FAZ berichtete über die For-
derung der Stiftung nach Langfristig-
keit: „Ein optimales Krankenversiche-
rungssystem müßte nach Auffassung
der Ökonomen auf risikoabhängigen
Versicherungsprämien und übertrag-
baren individuellen Alterungsrückstel-
lungen ruhen.“ (4.11.2003).

Kommentar zur Reform

Lüder Gerken kritisierte in seinem
Gastkommentar, die öffentliche De-
batte werde durch die Schlagwörter
„Bürgerversicherung“ und „Kopfpau-
schale“ beherrscht. Diese Begriffe
seien jedoch irreführend (1.11.2003).

Seitenblick

Bemessungs-

grundlage

Arbeitnehmer
Alle Bürger

„Bürgerversicherung“

pauschale Beiträge

„Kopfpauschale“

einkommensabhängige 

Beiträge

lohnabhängige

Beiträge

pauschale

Arbeitnehmerversicherung

(Rürup-Modell)

pauschale

Bürgerversicherung

(u.a. Knappe/Arnold)

einkommensabhängige

Arbeitnehmerversicherung

(Herzog-Modell, Stufe 1)

einkommensabhängige

Bürgerversicherung

(Lauterbach-Modell)

lohnabhängige

Arbeitnehmerversicherung

(Status quo)

—

Pflichtversicherte
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Keine Angst
vorm Wirtschaftsteil!

Das Buch „Keine Angst vorm Wirt-
schaftsteil - Wie Journalisten Studie-
rende für ökonomische Berichterstat-
tung in Regionalzeitungen gewinnen“
von Dr. Katrin Schnettler ist in der
Reihe „Forschung für die redaktionel-
le Praxis“ (Lit-Verlag) erschienen.
Katrin Schnettler ist bei der Stiftung
Marktwirtschaft verantwortlich für
Kommunikation. Kernergebnisse ih-
rer empirischen Untersuchung sind:
Die Wirtschaftsteile der Regionalzei-
tungen können ihrem ambivalenten
Image zwischen „Käseblatt“ und „Ex-
pertenbabylon“ nur entrinnen, wenn
sie über Querschnittstexte mit re-
gionalem Bezug möglichst viele
Gruppen ansprechen. Gefragt sind
Nutzwert, Hintergrund und Unterhalt-
samkeit zugleich. Schlüssel zur Ak-
zeptanz ist der Bezug zur Alltagswelt.

Reform der Komitologie

Den Reformbedarf im Ausschußwe-
sen der Europäischen Union skiz-
zierten Dr. habil. Lüder Gerken, Mar-
co Holtz und Dr. Gerhard Schick in
ihrem Aufsatz „Reform der Komito-
logie im Verfassungsentwurf des Eu-
ropäischen Konvents“ im Wirt-
schaftsdienst. Dabei bewerteten sie
die vom Konvent vorgeschlagenen
Änderungen positiv (Heft 10/2003).

Komitologie-Verfahren
bleibt umstritten

Ralf Fischer zu Cramburg zitierte die
Studie der Stiftung Marktwirtschaft
über das Komitologieverfahren in der
EU. Die Stiftung vertrete die Auffas-
sung, „daß große Teile der Rechtsan-
wendung und -konkretisierung auf
europäischer Ebene unter Ausschluß
der Öffentlichkeit und ohne parla-
mentarische Kontrolle stattfinden.“
(1.10.2003).

Seitenblick

Am 13. Juni 2004 wird das Europäi-
sche Parlament gewählt. Erstmals
nehmen an dieser Wahl auch die Bür-
ger der mittel- und osteuropäischen
Beitrittsländer teil. 

In den letzten Jahren hat das Euro-
päische Parlament zunehmend politi-
sches Gewicht gewonnen. Deshalb
spielen die politischen Parteien auf
europäischer Ebene inzwischen auch
eine stärkere Rolle als früher. Lands-
mannschaftliche Bindungen treten
vermehrt hinter politische zurück. Um
so wichtiger wird es für die Bürger, bei
der Europawahl nicht nur ein
Bekenntnis zu Europa abzulegen oder
die Reformpolitik in Deutschland zu

bewerten, sondern an der Wahlurne
auch gut informiert über die anste-
henden Fragen europäischer Politik
zu entscheiden. 

Die Stiftung Marktwirtschaft wird des-
halb diese Wahl zum Anlaß nehmen,
um zu einer Reihe von Fragen der
europäischen Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik ordnungspolitisch Position
zu beziehen. Zu diesen Fragen wer-
den beispielsweise die Nettozahler-
Diskussion um die Verteilung der Fi-
nanzierungslasten in der Union, der
Vorschlag zur Einführung einer EU-
Steuer, der Stabilitätspakt oder die
europäische Beschäftigungspolitik
gehören. 

Mehr Gerechtigkeit im 
europäischen Steuersystem!
Kompliziert, ungerecht, betrugsanfäl-
lig – so könnte man das Steuerrecht
im europäischen Binnenmarkt be-
schreiben. Mit diesen Problemen wird
sich die Stiftung Marktwirtschaft 2004
verstärkt beschäftigen und nach Lö-
sungen suchen. 

Vor allem das Umsatzsteuersystem der
Europäischen Union ist sehr betrugsan-
fällig. Dadurch entgehen allein der Bun-
desrepublik jährlich Einnahmen im
zweistelligen Milliardenbereich. Doch
ein Systemwechsel ist nicht in Sicht,
weil die Mitgliedstaaten über die Auf-
teilung der Umsatzsteuereinnahmen
uneinig sind.

Komplizierte Verhältnisse

Extrem komplex ist die Unternehmens-
besteuerung im europäischen Binnen-
markt: 15 nationale Steuerrechts-
ordnungen und mehr als 100 Doppel-
besteuerungsabkommen  gilt es zu be-
achten. Mit dem Beitritt der mittel- und
osteuropäischen Staaten wird alles
noch komplizierter. Die Folge sind
Doppelbesteuerung und Minderbe-
steuerung sowie eine ineffiziente Ver-
teilung der Steuereinnahmen auf die
Mitgliedstaaten. Ein produktiver Steu-
erwettbewerb kann so nicht entstehen. 

Ungerechtigkeiten entstehen, weil viele
Menschen Geld im europäischen Aus-
land anlegen, darauf aber keine Steu-
ern zahlen. Den heimischen Finanz-
ämtern ist es bisher aber kaum mög-
lich, dieses „Schwarzgeld“ zu kontrol-
lieren. 

Erst vor kurzem konnte nach langem
Streit eine neue europäische Richtlinie
verabschiedet werden. Sie sieht vor,
daß die meisten Staaten Kontrollmit-
teilungen an die Finanzämter in den
Heimatländern der Anleger versenden
müssen. Belgien, Luxemburg und
Österreich sind verpflichtet, Quellen-
steuern zu erheben und das Aufkom-
men mit den Wohnsitzländern der An-
leger zu teilen. Ob diese Richtlinie zu
mehr Steuergerechtigkeit führt, bleibt
abzuwarten.

Zurückzuführen sind diese Probleme
auf eine schlechte Kompetenzvertei-
lung zwischen der Europäischen Uni-
on und ihren Mitgliedstaaten sowie
auf ineffiziente Entscheidungsver-
fahren in der Steuerpolitik. An diesen
Punkten wird die Stiftung Marktwirt-
schaft ansetzen, wenn sie Lösungen
entwickelt für ein effizienteres und
gerechteres Steuersystem im europä-
ischen Binnenmarkt.

Die Europawahl aus
ordnungspolitischer Perspektive


